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Nr. 
 

Bedenken/Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
und Beschlussantrag 

Beschluss 

1. Träger öffentlicher Belange - Bedenken und Anregungen 
 
1.1. Landratsamt Bodenseekreis, Amt für Kreisentwicklung u. Baurecht, Albrechtstraße 77, 88045 Friedrichshafen 

(Eingang per Mail am 15.03.2023) 
 […] wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 09.02.2023 sowie 

Ihre Mails vom 10.02.2023 und geben zu dem o. g. Bebauungs- 
planvorentwurf folgende koordinierte Stellungnahme ab: 

  

 Fachliche Stellungnahme siehe Buchstabe A bis C   
 A. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelun-

gen, die im Regelfall nicht überwunden werden können 
  

 Art der Vorgabe   
 I.   Belange des Natur- und Landschaftsschutzes: 

1.  Weist eine Gemeinde im Rahmen einer Planänderung im be- 
schleunigten Verfahren Flächen als Bauflächen aus, die 
zuvor als Ausgleichsflächen festgesetzt waren, so muss sie 
trotz der grundsätzlichen Freistellung von der Eingriffs-
regelung an anderer Stelle einen Ausgleich im Sinne von § 
1a Abs. 3 BauGB schaffen. Ob dies für den vorgelegten 
Bebauungsplan zu berücksichtigen ist, bitten wir im weiteren 
Verfahren zu prüfen. 
Entsprechendes gilt für den Schutz des teilweise betroffenen 
Streuobstbestands nach § 33a NatSchG, unabhängig von 
artenschutzrechtlichen Regelungen. Angesichts der 
ökologischen Wertigkeit des Streuobstbestands mit Höhlen-
bäumen werden aus fachlichen Gründen Erhaltungsfest-
setzungen für sinnvoll erachtet. 
Eine Auseinandersetzung mit den vorgenannten Regelungen 
ist im weiteren Verfahren erforderlich. 

 
Recherchen der Gemeindeverwaltung ergaben, dass in-
nerhalb des vorliegenden Plangebietes bisher keine Aus-
gleichsflächen festgesetzt sind. Ein Ausgleich an anderer 
Stelle ist daher nicht erforderlich. 
 
 
 
 
Ein Großteil des Streuobstbestandes ist durch die Planung 
nicht betroffen, in diesem Bereich ist im Bebauungsplan 
eine private Grünfläche ausgewiesen. Für einen Großteil 
der vorhandenen Bäume werden in der überarbeiteten 
Planung Erhaltungsgebote festgesetzt. Der nordöstliche 
Bereich des Plangebietes, der teilweise Obst-Hochstämme 
enthält, ist im rechtskräftigen Bebauungsplan `Hardt Horn´ 
als Baugebiet ausgewiesen und enthält zwei Baufenster. 
 

 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 

 2.   Das artenschutzrechtliche Gutachten beinhaltet Aussagen, 
die eine abschließende Beurteilung der Betroffenheit 
artenschutzrechtlicher Regelungen nicht zulassen. (z. B. S. 
5: „...können Höhenbäume, soweit vorhanden, für Fleder-
mäuse als Tagesversteck oder Überwinterungsquartier 
dienen“ und „soweit im belaubten Zustand beurteilbar“; S 

In der überarbeiteten Planung sind für den Großteil des 
Baumbestandes Erhaltungsgebote festgesetzt. 
 
 
 
 

Nicht erforderlich 
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9/10: „sind für die relativ kleinräumig jagenden Langohren als 
wochenstubennahe Jagdräume von Bedeutung, zumal sie 
zum großen Teil lichtarm sind…, nutzen überwiegend licht-
freie ungestörte Korridore für den Flug zwischen Quartieren 
und Jagdräumen“). 
In der Bewertung (Nr. 5 auf S. 13) werden ganzjährig 
geschützte Lebensstätten nicht ausgeschlossen! Da keine 
Erhaltungsfestsetzungen für potentielle Habitatbäume im 
Bebauungsplan vorgesehen sind, ist ein Widerspruch zu den 
artenschutzrechtlichen Regelungen möglich. Unabhängig 
hiervon ist auch für die Abwägung eine fundierte Aufbereitung 
der Abwägungsunterlagen Voraussetzung. Die artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände sind allein auf die Verwirk-
lichungshandlung bezogen. Allerdings entfalten diese für den 
Bebauungsplan mittelbare Wirkung. Wenn seiner Verwirk-
lichung unüberwindbare artenschutzrechtliche Hindernisse 
entgegenstehen, fehlt es an der Erforderlichkeit, was zur 
Unwirksamkeit führt. Daher ist zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung vorausschauend zu ermitteln, ob die 
vorgesehenen Festsetzungen auf unüberwindbare 
artenschutzrechtliche Hindernisse stoßen. 
Die Daten, insbesondere bzgl. Fledermäusen, sind zur Ost- 
und Südseite des aktuellen Plangebiets zu ergänzen. Vor al-
lem der Gehölzbestand auf Flurstück 4175 sowie die östliche 
Grenze des Plangebiets könnten von besonderer Bedeutung 
sein. Die begangenen Transekte mit zugehörigen Daten sind 
zu erläutern. Angesichts der Grünbestände im Osten sind die 
Fledermausregistrierungen nicht nachvollziehbar. Möglicher-
weise sind nur die Daten vom 25.5.2020 enthalten (siehe Un-
terschrift bei Abb. 4 im Artenschutzgutachten). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die im Bericht abgebildete heatmap stammt aus dem Jahr 
2020, das ist auch in der Bildunterschrift fett hervorgeho-
ben. Da Fledermäuse sich relativ großräumig bewegen, 
geht der Gutachter davon aus, dass die Daten aus dem 
Gebiet Nord sich in puncto Artenzusammensetzung und 
Dichte auf das Gebiet Süd übertragen lassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 

 Nach Nr. 4.5. des Artenschutzgutachtens wurde die Hasel-
maus nur 2020 im nördlich angrenzenden Gebiet untersucht. 
Aus dieser Untersuchung kann nicht auf das jetzige Plange-
biet geschlossen werden. Eine ergänzende Untersuchung ist 
angesichts vorhandener Potentialflächen erforderlich.  

Für die Untersuchungen zum Vorkommen der Haselmaus 
wurden 2020 beide Gebiete (Teilbereich Nord und Teilbe-
reich Süd) zusammen betrachtet. Von allen Beständen 
innerhalb des Gesamtgebietes waren die untersuchten 
Hecken und Gehölzbestände im Norden aus Sicht des 
Artenschutzes die vielversprechendsten was das Vorkom-
men der Haselmaus angeht. Entsprechend wurden die 
Untersuchungen durchgeführt. 

Nicht erforderlich 
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 Den Lebensraumansprüchen von Arten, die an strukturreiche 
älteren Gehölzen gebunden sind (z. B. Grauschnäpper) oder 
Höhlenbrütern ist durch geeignete Festsetzungen Rechnung 
zu tragen. Hierbei sind insbesondere die Festsetzungen 12.2 
/12.3.1 zu ergänzen. 
 
Die Außenbeleuchtung kann neben Insekten auch jagende 
Fledermäuse beeinträchtigen bzw. den Lebensraum licht-
empfindlicher Arten beeinträchtigen (Begründung S. 31). Die 
Festsetzung Nr. 12.4 zur Außenbeleuchtung ist mit ihren 
konjunktiven Formulierungen nicht ausreichend bestimmt 
und diesbezüglich zu konkretisieren. 

Es wird auf die mittlerweile in den Plan aufgenommenen 
Erhaltungsgebote verwiesen. Die planungsrechtliche Fest-
setzung Nr. 12.3.1 wird um höhlenbrütende Vogelarten 
ergänzt – Redaktionelle Ergänzung. 
 
 
Es wird vorgeschlagen, die planungsrechtliche Festset-
zung zu Außenbeleuchtungen wie folgt zu konkretisieren: 

„Außenbeleuchtungseinrichtungen und die Beleuchtungs-
stärken sind auf das unbedingt erforderliche Maß zu be-
schränken. Gartenbeleuchtungen zur Dekoration und 
Effektbeleuchtungen sind nicht zulässig. Beleuchtungs-
körper sind mit Bewegungsmeldern zu steuern, alternativ 
ist eine stufenweise Abdimmung der Beleuchtung, abge-
stuft ab 22 Uhr und 23.30 Uhr, zulässig. 

Die Beleuchtungseinrichtungen müssen eine möglichst 
niedrige Lichtpunkthöhe und –stärke und keine Abstrah-
lung nach oben und seitlich aufweisen.  

Sie müssen ein für Insekten wirkungsarmes Spektrum 
aufweisen (ausschließliche Verwendung von langwelligem 
(gelbem oder rotem) Licht und staubdichten Leuchten 
(LEDs). Zulässig sind niedrige Farbtemperaturen von 
1700 – 2400 Kmax. 

Beleuchtungskörper sind im Kronenbereich von Bäumen 
unzulässig.“ 
 

Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
vorgeschlagenen 
Konkretisierung dr 
planungsrechtlichen 
Festsetzung zu Au-
ßenbeleuchtungen 

 Das Thema „Vogelschlag“ ist in den Unterlagen nicht ange-
sprochen. Da moderne Einzelhäuser große zusammenhän-
gende Glasflächen aufweisen können (Fenster, Balkonab-
grenzungen), sollte eine Auseinandersetzung mit dieser 
Thematik erfolgen und ggf. entsprechende Festsetzungen 
formuliert werden. Wir verweisen hierzu auf „Vermeidung von 
Vogelverlusten an Glasscheiben – Bewertung des Vogel-
schlagrisikos an Glas“, Länderarbeitsgemeinschaft der Vogel-
schutzwarten 2021“, wobei die Lage nahe der Vogelzuglinie 
entlang des Bodenseeufers ergänzend zu berücksichtigen ist. 

Es wird vorgeschlagen, in den Textteil des Bebauungspla-
nes eine planungsrechtliche Festsetzung zum Schutz vor 
Vogelschlag wie folgt aufzunehmen: 

„Schutz vor Vogelschlag 
Zusammenhängende Glasflächen ab 4 m² sind zu un-
tergliedern oder durch technische Maßnahmen sichtbar 
zu machen (z. B. Sandstrahlen, Ätzen, Digital- oder 
Siebdruck). Es ist der aktuelle Stand der Wissenschaft  
für Glasflächen anzuwenden. 
http://vogelglas.vogelwarte.ch)“ 

Zustimmung zur 
vorgeschlagenen 
planungsrechtlichen 
Festsetzung zum 
Schutz vor Vogel-
schlag 
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 Rechtsgrundlage 
Zu 1. § 33a Abs. 1 NatSchG BW, § 1a BauGB 
Zu 2. § 44 Abs. 1 BNatSchG, § 39 BNatSchG 

  

 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Be- 
freiungen) 
Zu 1. Umwandlungsgenehmigung der unteren Naturschutzbehör- 
de, ordnungsgemäße A-wägung auf Basis fundiert ermittelter Ab-
wägungsunterlagen 
Zu 2. § 44 Abs. 5 BNatSchG, § 45 Abs. 7 BNatSchG, vernünftiger 
Grund 

  

 B. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den 
o. g. Entwurf berühren können, mit Angabe des Sachstands 
------ 

  

 C.  Stellungnahme aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Entwurf, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrün- 
dung und ggfls. Rechtsgrundlage 

  

 I.     Belange des Planungsrechts:   
 1.  Wir gehen davon aus, dass die Planungsüberlegungen frühe-

rer Jahren in diesem Bereich (Bebauungspläne „Hardt-Horn, 
westlicher Bereich“, „Hardt-Horn, Erweiterung Hardthof“) mit 
vorgelegter Planung hinfällig sind. 
Es ist festzustellen, dass der zugrundeliegende Bebauungs-
plan „Hardt Horn“ im Bereich der Flurstücke 701/1, 706/2 und 
706/3 einen Rücksprung ähnlich der Grünflächendarstellung 
des Flächennutzungsplanes aufweist. Hier ist der Be-
bauungsplan „Uferbebauung West“ einschlägig. 
 
 
 Der Bebauungsplan „Hardt Horn, 3. Änderung“ ist vom vor-
gesehenen Geltungsbereich ebenfalls betroffen. Eine Ausei-
nandersetzung damit findet bislang nicht statt. 
 
Es wird angeregt bisherige Regelungen mit dem neuen Be-
bauungsplan aufzuheben. 

Die vorliegende Planung stellt den aktuellen Stand der 
Planungsüberlegungen dar. 
 
 
Der Geltungsbereich der vorliegenden Planung reicht bis 
an die südlich verlaufende Abgrenzung des Landschaft-
sschutzgebietes heran und bezieht die südlich der Bebau-
ung gelegenen Grünflächen mit ein. Diese ökologisch 
wertvollen Bereiche sollen dauerhaft als nicht überbaubare 
Flächen gesichert werden.  
 
 
Redaktionelle Ergänzung der Begründung. 
 
 
Redaktionelle Ergänzung der Satzung. 
 
 

Nicht erforderlich 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 
Nicht erforderlich 

 2.  Aus Gründen der Planklarheit wird angeregt die festgesetzte 
EFH im entsprechenden Baufeld anzugeben. Das im Index 
enthaltene Planzeichen 15.14 wird nicht verwendet, die Strom-
leitung der Festsetzung 7.0 ist nicht im Rechtsplan erkennbar. 

Redaktionelle Korrektur bzw. Ergänzung im Rechtsplan. Nicht erforderlich 
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 3.  Die für den Geltungsbereich aufgelisteten Flurstücke sind 
nicht vollständig. 

Ggfs. redaktionelle Ergänzung. Nicht erforderlich 
 

 II. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes:   
 1.  Im Plangebiet sind einige wertvolle Gehölze vorhanden, die 

zumindest viele Jahrzehnte benötigt haben, um die derzeitige 
naturschutzfachliche und landschaftsbildfördernde Qualität zu 
erreichen. Besonders herauszuheben ist eine vitale Esche mit 
einem Brusthöhendurchmesser (BHD) von 90 cm (Arten-
schutzrechtliche Beurteilung S. 6) sowie mehrere Bäume, die 
sich in die vorgesehenen Gärten integrieren lassen dürften 
oder sogar im als private Grünfläche geplanten Bereich ste-
hen (Baum Nr. 10, sowie die bereits erwähnten Streuobst-
bäume). 

Die überarbeitete Planung enthält 15 Erhaltungsgebote für 
Bestandsbäume. 
 

Nicht erforderlich 
 
 

 2.  Es wird angeregt auf der privaten Grünfläche jegliche Form 
von baulichen Anlagen auszuschließen. Ziel sollte es vorran-
gig sein die vorhandene Fettwiese zu erhalten und nur nach-
rangig diese neu anzulegen (Festsetzung 10.1). Angesichts 
der Aufteilung und Zuordnung der Grünfläche auf mindestens 
fünf Teilflächen ist fraglich, ob die Entwicklung einer artenrei-
chen Fettwiese verwirklicht werden kann. Eine weitere Exten-
sivierung der Fläche wird begrüßt. 

Es wird vorgeschlagen, die planungsrechtliche Festset-
zung zu den privaten Grünflächen dahingehend zu ergän-
zen, dass auf diesen Flächen jede Art von baulichen Anla-
gen und baulichen Nebenanlagen unzulässig ist. 

Zustimmung zur 
vorgeschlagenen 
Ergänzung der pla-
nungsrechtlichen 
Festsetzung zu den 
privaten Grünflä-
chen 

 3.  Es wird vorgeschlagen Quercus palustris aus der Pflanzen- 
liste S. 13 zu streichen und sich auf heimische Bäume zu be- 
schränken, ggf. können geeignete Bäume aus dem süd-, süd-
ost- und südwesteuropäischen Raum für den Gartenbereich 
und zur geschlossenen Siedlung hin, beigefügt werden. 

Redaktionelle Korrektur der Pflanzenliste. Nicht erforderlich 
 

 4.  Aufgrund des beschriebenen Mangels an Wohnraum (Be- 
gründung S. 21) und der mit der Bebauung vorgesehenen Be-
seitigung eines wertigen Gehölzbestands wird angeregt, an-
stelle freistehender Einzelhäuser mit maximal zwei Wohnein-
heiten die Zulässigkeit von Doppelhäuser oder Mehrfamilien-
häuser zu erwägen (siehe z. B. Kippenhorn Nr. 23 und 23 a, 
sowie 22 und 22a, Wolfgangweg 3 und 3a). Einige in der 
Nachbarschaft vorhandene Baukörper (Hardtstraße 68, 
Kippenhorn 29 und 24) lassen sich mit kleineren Mehrfami-
lieneinheiten vergleichen. 

 
 
 

Ziel der vorliegenden Planung ist die Entwicklung eines 
kleinteilig strukturierten Quartiers, das sich in die gewach-
sene Umgebungsstruktur einfügt. Größere Baukörper wi-
dersprechen diesem Ziel.  

Nicht erforderlich 
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 III. Belange des Wasser- und Bodenschutzes:   
 1.  In der Begründung, 5.6.1 Regenwasserbewirtschaftung, ist 

die Prinzipskizze aus dem Merkblatt zur Regenwasser-
bewirtschaftung des Landratsamtes Bodenseekreis enthalten. 
Abweichend von der dargestellten Prinzipskizze, ist der Not-
überlauf der Versickerungsmulden in vorliegendem Plange-
biet nicht an die Kanalisation anzuschließen, sondern breitflä-
chig auf dem Grundstück zu versickern. Wir bitten dies klar-
zustellen, auch in Festsetzung 9.0. 

Es wird vorgeschlagen, die planungsrechtliche Festset-
zung Nr. 9.0 dahingehend zu ergänzen, dass die Notüber-
läufe nicht an die Kanalisation angeschlossen werden dür-
fen, sondern das anfallende Wasser breitflächig auf dem 
jeweiligen Grundstück zu versickern ist.  

Zustimmung zur 
vorgeschlagenen 
Ergänzung der pla-
nungsrechtlichen 
Festsetzung Nr. 9.0 

 2.  Eine Gefährdung des Plangebiets in Bezug auf Starkregen 
ist auf Grund der Zunahme solcher Ereignisse nicht 
auszuschließen. Da Bauleitplanungen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 
12 BauGB der Vermeidung und Verringerung von Hoch-
wasserschäden dienen, ist auf das Thema Starkregen 
einzugehen. Die Berücksichtigung von wild abfließendem 
Wasser bzw. Außengebietswasser ist, sofern es einem 
erschlossenen Siedlungsgebiet zufließt, eine kommunale 
Pflichtaufgabe im Rahmen einer hochwassersicheren 
Erschließung. Dies wäre für das vorgesehene Plangebiet zu 
prüfen. Des Weiteren sind die Hauptfließwege im Plan-
gebiet zu analysieren und freizuhalten, so dass das Nieder-
schlagswasser schadlos abgeleitet werden kann. Außerdem 
sollte ein Überflutungsnachweis für das Plangebiet in 
Anlehnung an die DIN 1986-100 durchgeführt werden. 
Rechtsgrundlage für Regelungen bei Hochwassergefahr 
durch Starkregen bietet § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB. 

Die Hauptfließwege werden im weiteren Verfahren unter-
sucht. 
 
Es wird vorgeschlagen, in den Textteil des Bebauungspla-
nes einen Hinweis zu Starkregenereignissen wie folgt auf-
zunehmen: 
 
„Starkregenereignisse 
Aufgrund der Topographie und der weiteren Zunahme an 
versiegelten Flächen ist bei Starkregenereignissen im 
Plangebiet mit verstärktem Oberflächenabfluss zu rech-
nen. „ 

 
 
 

Nicht erforderlich 
 
 
Zustimmung zur 
Übernahme eines 
Hinweises zu Stark-
regen- 
ereignissen in den 
Textteil des  
Bebauungsplanes 
 

 IV. Belange des Gesundheitsschutzes:   
 Das Gesundheitsamt bittet um Prüfung, ob der Mehrbedarf an 

Trinkwasser und dessen Verfügbarkeit für eine zusätzliche 
Wohn- bebauung im Vorfeld im Flächennutzungsplanverfahren 
abgeklärt wurde. 

Die Prüfung des Mehrbedarfs und der Verfügbarkeit von 
Trinkwasser erfolgt im weiteren Verfahren. 

Nicht erforderlich 

 V. Belange des Abfallrechts:   
 1.  Bei der Ausweisung von Baugebieten hat sich die Gemeinde 

mit der Zielsetzung des § 3 Abs. 3 Landes-Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes zu befassen. Der Landesgesetzgeber 
möchte, dass sich die Gemeinde mit dem Thema Verringe-
rung der Entsorgung von Bodenmassen und Sicherstellung 
von Entsorgungsmöglichkeiten auseinandersetzt und ggf. ent-
sprechende Festsetzungen bzw. Aussagen in Planungen 

Aufgrund der sensiblen Lage des Plangebietes im Nahbe-
reich des Bodenseeufers wären eine Erhöhung der Erdge-
schoß-Fußbodenhöhen oder Geländemodellierungen städ-
tebaulich nicht vertretbar. Die Höhen orientieren sich an 
der Topographie, die eine leichte Hanglage in Richtung 
des Seeufers aufweist und liegen i. M. bis zu ca. 0,50 m 
über dem gewachsenen Gelände. Daraus ergibt sich, dass 

Nicht erforderlich 



G e m e in d e  Im m e n s t a a d  –  B e b a u u n g s p la n  „ Ha r d t -Ho r n  7 .  Än d e r u n g  –  Te ilb e r e ic h  S ü d “  
B e t e ilig u n g  d e r  Ö ffe n t lic h k e it  u n d  d e r  Tr ä g e r  ö ffe n t lic h e r  B e la n g e  v o m  1 3 .0 2 .2 0 2 3  –  1 5 .0 3 .2 0 2 3  

Stand: 16.03.2023                                               Seite 7 von 23 
 

trifft. Ein Erdmassenausgleich ist anzustreben. Dies kann z. B. 
erreicht werden durch Festsetzung entsprechend erhöhter 
Erdgeschossfußbodenhöhen, Geländeaufschüttungen, etc. 
und ggf. damit einhergehender Planung von erhöhten Straßen 
sowie Ver- und Entsorgungsanlagen. Ist ein Erdmassenaus-
gleich nicht möglich, ist darzulegen welche Entsorgungsmög-
lichkeiten für die im Plangebiet im Rahmen der Neubebauung 
anfallenden, nicht im Baugebiet verwendbaren Aushubmas-
sen vorgesehen werden. 

anfallender Aushub zumindest teilweise für die Anglei-
chung des Grundstückes an die Bebauung verwendet 
werden kann. Für überschüssige Ausschussmassen ist im 
Textteil des Bebauungsplanes festgesetzt, dass mit den 
Bauanträgen jeweils ein Bodenverwertungskonzept vorzu-
legen ist. 
 

 2.  Nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG ist bei bestimmten Bauvorhaben 
ein Abfallverwertungskonzept vorzulegen. Wir bitten deshalb 
folgenden Hinweis zur Abfallverwertung aufzunehmen: 
„Bei Bauvorhaben, bei denen jeweils oder in Kombination 
mehr als 500 m³ Erdaushub anfallen, bei verfahrenspflichtigen 
Abbruchmaßnahmen, sowie bei einer verfahrenspflichtigen 
Baumaßnahme, die einen Teilabbruch umfasst, ist der Bau-
rechtsbehörde im Rahmen des Verfahrens ein Abfallverwer-
tungskonzept nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschafts-
gesetz (LKreiWiG) vorzulegen und durch die untere Abfall-
rechtsbehörde zu prüfen.“ 

Es wird vorgeschlagen, den genannten Hinweis zur Abfall-
verwertung in den Textteil des Bebauungsplanes aufzu-
nehmen. 

Zustimmung zur 
Übernahme eines 
Hinweises zur Ab-
fallverwertung in 
den Textteil des 
Bebauungsplanes 

 
1.2.    Polizeipräsidium Ravensburg, Gartenstraße 97, 88212 Ravensburg 

(Eingang per Mail am 15.02.2023) 
 […] es muss drauf geachtet werden, dass die Sichtdreiecke an den 

Einmündungen zur Hardtstraße eingehalten werden. 
U. a. liegt folgender Stellplatz im Sichtdreieck und muss umgeplant 
werden: 
 

 
 
Ansonsten keine Einwendungen. […] 
 
 

Durch die aktualisierte Planung liegen keine Stellplätze 
innerhalb der Sichtfelder / Sichtdreiecke. 

Nicht erforderlich 
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1.3.    Gemeinde Hagnau, Im Hof 5, 88709 Hagnau 
(Eingang per Mail am 15.02.2023) 

 […] vielen Dank für die Info. Seitens der Gemeinde Hagnau a. B. 
gibt es keine Einwendungen und wir wünschen für das weitere 
Verfahren viel Erfolg! […] 

--- --- 

 
1.4.    Netze BW GmbH, Eltastr. 1-5, 78532 Tuttlingen 

(Eingang per Mail am 01.03.2023) 
 […] Aus unserer Sicht ergeben sich keine Einwände, wenn folgen- 

de Hinweise beachtet werden 
  

 Im Bereich der Baumaßnahme befinden sich 0,4 kV-Kabel der EV 
Immenstaad. Aus Sicherheitsgründen bitten wir den Bauherrn, 
rechtszeitig vor Beginn der Tiefbauarbeiten aktuelle Kabellageplä- 
ne bei uns einzuholen. Hierdurch lassen sich Unfälle und Schäden 
von Anfang an vermeiden. Die Kontaktdaten der Planauskunft der 
Netze BW GmbH hierzu lauten: 
Telefon: 07351 53-2230 
Telefax: 07351 53-2135 
E-Mail:    Leitungsauskunft-sued@netze-bw.de 

Kenntnisnahme und ggfs. Berücksichtigung im Rahmen 
der weiteren Erschließungs- bzw. Objektplanungen. 

Nicht erforderlich 

 Im Zuge der Erschließung wird es erforderlich, auf öffentlichem 
und nicht öffentlichem Grund Kabel zu verlegen sowie Kabelvertei- 
lerschränke zu erstellen. Wir behalten uns vor, die Tiefbauarbeiten 
durch eine von uns beauftragte Fachfirma ausführen zu lassen.  

  

 
1.5.    Stadt Markdorf, Postfach 1240, 88670 Markdorf, incl. Abwasserzweckverband Lipbach-Bodensee 

(Eingang per Mail am 10.03.2023) 
 […] verwaltungsintern haben wir den Abwasserverband Lipbach- 

Bodensee zum Bebauungsplan "Hardt-Horn 7. Änderung - Teilbe- 
reich Süd" beteiligt. Von dort wurde mitgeteilt, dass der Verbands- 
sammler durch einen Teil des Plangebiets, außerhalb des Bau-
fensters, verläuft. Nach Kenntnis des Abwasserverbandes wurde 
dieser Sammler bisher grundbuchrechtlich nicht gesichert. Wir 
regen deshalb die grundbuchrechtliche Sicherung des Abwasser-
sammlers an. 
 
 
 
 

Kenntnisnahme, die grundbuchrechtliche Sicherung von 
Leitungen und Kanälen ist nicht Sache des Bebauungspla-
nes. 

Nicht erforderlich 

mailto:Leitungsauskunft-sued@netze-bw.de
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 Seitens der Stadt Markdorf werden keine Bedenken oder Anre- 
gungen zur Planung vorgetragen. Belange der Stadt Markdorf sind 
hier nicht betroffen. Wir bedanken uns für die Möglichkeit, eine 
Stellungnahme abgeben zu können. Die vorstehenden Ausführun- 
gen zum Verbandssammler bitten wir zu berücksichtigen. […] 

--- --- 

 
1.6.    Deutsche Telekom Technik GmbH, Karlstr. 84, 72766 Reutlingen 

(Eingang per Mil am 14.03.2023) 
 […] Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom ge- 

nannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 
125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauf- 
tragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesiche- 
rung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu- 
nehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Kenntnisnahme und ggfs. Berücksichtigung der genannten 
Punkte im Rahmen der weiteren Planungen bzw. der Ob-
jektplanungen. 

Nicht erforderlich 

 Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes haben wir keine Ein- 
wände. 

  

 Im Planbereich befinden sich teilweise Telekommunikationslinien 
der Telekom, die aus beigefügtem Plan ersichtlich sind. 

  

 Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen 
weiterhin gewährleistet bleiben und dürfen nicht überbaut werden. 

  

 Zur Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinf- 
rastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommu- 
nikationslinien im Plangebiet und eventuell auch außerhalb des 
Plangebiets erforderlich. 

  

 Die Telekom prüft nach Ankündigung der Erschließung den Aus- 
bau dieses Neubaugebietes und orientiert sich beim Ausbau an 
den technischen Entwicklungen und Erfordernissen. Insgesamt 
werden Investitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge- 
plant. Der Ausbau der Deutschen Telekom erfolgt nur dann, wenn 
dies aus wirtschaftlicher Sicht sinnvoll erscheint oder nach Univer- 
saldienstleistungsverpflichtung zwingend ist. 

  

 Für einen möglichen Ausbau eines Telekommunikationsnetzes 
sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaß- 
nahmen weiterer Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet 
der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, je-     
doch mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
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werden. Sollte eine rechtzeitige Benachrichtigung nicht erfolgen, 
kann ein Ausbaubeschluss oder eine Erstellung der Projektierung 
zum Baustart nicht garantiert werden. Bitte informieren Sie uns 
auch über mögliche Mitbewerber im Ausbaugebiet. […] 

 
1.7.    Regionalverband Bodensee-Oberschwaben, Hirschgraben 2, 88214 Ravensburg 

(Eingang per Mail am 14.03.2023) 
 […] der Regionalverband bringt zur o.g. Änderung des Bebau- 

ungsplans keine Anregungen oder Bedenken vor. Wir möchten 
jedoch darauf hinweisen, dass entgegen der Aussage in Kapitel 
3.4 (Seite 24 der Begründung) die Regionalplanfortschreibung 
noch nicht vom zuständigen Ministerium genehmigt wurde und 
daher auch noch nicht rechtskräftig ist. […] 

Kenntnisnahme Nicht erforderlich 

 
1.8.    Regierungspräsidium Tübingen, Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz – Konrad-Adenauer-Str. 20, 72072 Tübingen 

(Eingang per Mail am 15.03.2023) 
 […] I. Raumordnung   
 Wir verweisen auf die Stellungnahme des Regionalverbandes Bo- 

densee-Oberschwaben vom 14.03.2023. 
--- --- 

 Weitere Anregungen oder Bedenken werden nicht vorgebracht --- --- 
 II.   Hochwasserschutz 

      Keine Betroffenheit HWGK. 
--- --- 

 III.   Naturschutz 
Der Zuständigkeitsbereich der höheren Naturschutzbehörde 
wird durch die Planung nicht berührt. Wir verweisen daher auf 
die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde, die weit 
überwiegend die Belange des Naturschutzes vertritt. […] 

Kenntnisnahme, siehe hierzu die Bewertung der Stellung-
nahme des Landratsamtes Bodenseekreis – Belange des 
Natur- und Landschaftsschutzes. 

Nicht erforderlich 

 
1.9.    Stadt Friedrichshafen, Bauordnungsamt, Charlottenstraße 12, 88045 Friedrichshafen 

(Eingang per Mail am 15.03.2023) 
 […] wir haben keine Einwände oder Ergänzungen.   
 Jedoch habe ich einen redaktionellen Hinweis. Bei den örtlichen 

Bauvorschriften S. 15 ist unter 2.1 von „20m³“ die Rede, hier fehlt 
ein Leerzeichen, es sollte doch „20 m³“ sein. […] 
 
 
 

Redaktionelle Korrektur im Textteil. Nicht erforderlich 
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1.10.  Regierungspräsidium Tübingen, Ref. 53.2 – Gewässer I. Ordnung, Hochwasserschutz und Gewässerökologie Neckar-Bodensee, 
          Konrad-Adenauer-Str. 20, 72072 Tübingen 

(Eingang per Mail am 15.03.2023) 
 […] nach Sichtung der Anhörungsunterlagen haben wir dem Vor- 

haben nichts entgegenzubringen. […] 
--- --- 

 
1.11.  Stadt Friedrichshafen, Amt für Stadtplanung und Umwelt, Charlottenstr. 12, 88045 Friedrichshafen 

(Eingang per Mail am 15.03.2023) 
 […] vielen Dank für die Information bzw. Beteiligungsmöglichkeit 

zum o.g. Bebauungsplanverfahren. 
  

 Hiermit möchten wir Ihnen lediglich mitteilen, dass die Stadt Fried- 
richshafen auf eine offizielle Stellungnahme am Verfahren verzich- 
tet. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich. […] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

--- --- 
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2.       Private Stellungnahmen 

2.1.     Privat 1, Eigentümergemeinschaft Leypold/von Pückler, Hardtstr. 74, 88090 Immenstaad 
(Eingang am 23.02.2023) 

 […] Bei der Gemeinderatssitzung am 24.01.2023 haben wir den 
neuen Bebauungsplan Hardt-Horn Süd, 7. Teiländerung mit allen 
Erklärungen und Erläuterungen interessiert zur Kenntnis genom- 
men und möchten auch gerne bald Gebrauch davon machen. Die 
kleinteilige Struktur kommt uns entgegen. Allerdings enthält der 
Plan gravierende Mängel – entstanden dadurch, dass Grund- 
stücksgrenzen und Bestandsgebäude nicht berücksichtigt wurden, 
die unbedingt korrigiert werden müssen. 

  

 Die Grundstücke 707, 707/2 und 708/1 sind im Alleineigentum der 
Monika-Maria Edeltraud Gräfin von Pückler. 
Die Grundstücke 706, 706/1, 706/2 und 708 sind im Alleineigentum 
des Wolfgang Eberhard Leypold. 
Die Grundstücke 706/3 und 701/1 sind noch im Gemeinschaftsei- 
gentum der Eigentümergemeinschaft Leypold – von Pückler. 

  

 1.   
Aus Umwelt- (Versiegelung) und Kostengründen wäre es sicher 
sinnvoller, die Bauplätze über zwei schmale, private Stichstraßen 
zu erschließen, wie sie westlich des Plangebietes an mehreren 
Stellen problemlos ihren Zweck erfüllen. Dies setzt voraus, dass 
die östlichste Baureihe von der schon vorhandenen Straße im Os-
ten erschlossen wird. Wenn dies aus wichtigen Gründen nicht 
möglich ist, muss die geplante Ringstraße an der Osttangente eine 
geänderte Trassenführung erhalten, da sie sonst durch das erst 
seit 2006 bestehende Wohnhaus Hardtstraße 80 hindurchführen 
würde. 
(siehe beigefügten Entwurf) 

 
In der überarbeiteten Planung wird das Gebiet durch eine 
Stichstraße erschlossen, die von der Hardtstraße ab-
zweigt, nach Süden führt und nach Osten abschwenkt, wo 
sie in einer müllfahrzeugtauglichen Wendefläche endet. 

 
Zustimmung zur 
überarbeiteten Pla-
nung mit geänderter 
Erschließung 

 2. .    
Das geplante unterste Baufenster im Südosten des Bebauungs-
plans liegt zu ca. 40 % auf dem Grundstück der Eigentümerge-
meinschaft Keller/Holch/Kropp und zu ca. 60 % auf dem Grund-
stück der Eigentümergemeinschaft Leypold/von Pückler.  
Da eine Einigung zwischen diesen beiden Grundstücks-
gemeinschaften dauerhaft aussichtslos ist, weil von Seiten der 
Eigentümergemeinschaft Keller/Holche/Kropp eine Bebauung in 

 
 
Bei einer Verschiebun nach Süden würde das genannte 
Baufenster die vorgegebene Bauflucht überschreiten und 
in den ökologisch wertvollen Übergangsbereich zum Bo-
denseeufer hineinragen. Ausstädtebaulicher Sicht wäre 
dies unverträglich. 

 
 
Zustimmung zur 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Verschiebung des 
südöstlichen Bau-
fensters nach Süden 
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diesem Bereich unerwünscht ist, würde dieses Baufenster auf 
Dauer ungenutzt bleiben, was angesichts von Wohnungsmangel 
nicht im Sinne der Gemeinde wäre. 

 Wir plädieren daher für eine Verschiebung des Baufensters nach 
Süden, sodass es ganz auf dem Flurstück 701/1liegt, die sonst 
baulich nicht nutzbar wäre. (siehe beigefügten Entwurf) 

  

 3.   
Wir haben zusätzlich noch weitere Anregungen zur Optimierung 
des Bebauungsplans. Zu den hier genannten Einwänden und den 
weiteren Anregungen sehen Sie den beigefügten Entwurf mit zu-
sätzlicher Erläuterung. 

  

 Wir würden es sehr begrüßen, wenn die Gemeinde diesen Ände- 
rungsanliegen zustimmen würde und so ein für beide Seiten sinn- 
voller und tragfähiger Kompromiss zustande käme. […] 
 

  

 Einwände und Anregungen:   
 Flst. 707: 

- Breite des Baufensters auf die Breite des Bestandsgebäudes 
ändern, damit keine Schlechterstellung gegenüber dem beste-
henden B-Plan 3. Änderung vorliegt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
- Verschiebung des Baufensters auf die Flucht des Baufensters 

von Flst. 4081. Gleichberechtigung mit der Planung B-Plan 6. 
Änderung. 

 

 
Ziel der Planung ist eine maßvolle, gebietsverträgliche 
Nachverdichtung mit Einzelhäusern. Die Baufenster fügen 
sich in Ihrer Größe in die Umgebungsbebauung und den 
angrenzenden Bebauungsplan `Hardt-Horn – 6. Änderung, 
Teilbereich Mitte / Süd´ ein. Die Anpassung des Baufens-
ters an das Bestandsgebäude würde diesen Rahmen 
sprengen. Eine Schlechterstellung gegenüber dem Be-
bauungsplan `Hardt-Horn´ erfolgt nicht, weil das Plange-
biet insgesamt deutlich mehr Baufenster und eine dichtere 
Bebauung aufweist. 
 
Das genannte Baufenster im Bebauungsplan `Hardt-Horn 
– 6. Änderung, Teilbereich Mitte / Süd´ nimmt die südliche 
Bauflucht des westlich angrenzenden Grundstücks Fl. St. 
Nr. 749 auf. Diese Flucht entspricht der südlichen Abgren-
zung des Baufensters im vorliegenden Plangebiet. 
 

 
Zustimmung zur 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Vergrößerung des 
südwestlichen Bau-
fensters 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Verschiebung des 
südwestlichen Bau-
fensters 
 

 Flst. 706/3 und 706/1, 706/2: 
- Drehen der 3 Baufenster, damit auf dem Flst. 706/3 zwei Bau-

fenster und 706/1, 706/2 ein Baufenster ohne weitere Vermes-
sung Platz finden (das entspricht besser den Eigentumsver-

 
In der überarbeiteten Planung sind im genannten Bereich 
drei Baufenster ausgewiesen, die giebelständig zur 
Hardtstraße angeordnet sind. Die Grenzen des Grund-

 
Nicht erforderlich 
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hältnissen und die Flurstücke sind breit genug dafür) 
 
- Sinnvoll wäre, die Baufenster für die Garagen vor den Gebäu-

den zu platzieren. Durch die gedrehten Baufenster (geringere 
Breite) und ein Verschieben der Garagenbaufenster in die Ge-
bäudeflucht ergeben sich sehr viel bessere Blickachsen und 
ein gelockerter Charakter südlich der Straße mit durchgehen-
den Grünbeziehungen. 

 
- Verschiebung der Baufenster auf die gedachte Fluchtlinie zwi- 

schen den Flurstücken 4081 und 697. Der leichte Versatz der 
Baufenster begünstigt die Blickbeziehungen nach Westen zur 
freien Landschaft. 

 
- Dadurch kann auch die Straße um 2 m parallel nach Süden 

ver- schoben werden. Im nördlichen Grundstücksbereich wer-
den die Proportionen der vier geplanten Baugrundstücke ver-
bessert. 
 

- Die Erschließung von Flst. 701/1 wird einfacher. Das entspricht 
besser den Eigentumsverhältnissen. 

stücks Fl. St. Nr. 706 (Bestandsgebäude) sind berücksich-
tigt. 
 
Die Anordnung der Garagen vor den Gebäuden würde 
dazu führen, dass die Gebäude weit nach Süden rücken 
und dort praktisch keine Freiflächen mehr zur Verfügung 
stünden.  

 
 
 

Die genannte Fluchtlinie würde die Bebauung insgesamt 
nach Süden in den ökologisch wertvollen Übergangsbe-
reich zum Bodenseeufer rücken und wäre aus ökologi-
scher und städtebaulicher Sicht unverträglich. Es wird da-
her vorgeschlagen, die Lage der Baufenster beizubehal-
ten. 
 
 
 
 
Siehe oben 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zustimmung zur 
Beibehaltung der 
Planung ohne die 
Verschiebung der 
südlichen Baufens-
ters 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
 

 Flst. 701/1: 
- Verschiebung des Baufensters nach Süden auf die o.g. Flucht-

linie. Damit ist das Grundstück auch bebaubar. Die Eigen-
tumsverhält nisse müssen in die Planung einbezogen werden. 

- Das Baufenster um 1 m auf 14 m Breite vergrößern wie in der 
Planung im nördlichen Bereich. Das passt besser zu dem 
Grundstück mit seiner Qualität und den Proportionen. 

- Durch die Verschiebung des Baufensters wird auch die Be-
baubarkeit von Flst 4175 entzerrt und dadurch attraktiver. 

  

 Flst. 4175: 
- Verschiebung des 3. Baufensters von Norden um 2 m nach 

Süden (siehe vorheriger Punkt). 
 

- Verschiebung des nördlichen Straßenteils auf dieses Flurstück. 
Gleichmäßigere Verteilung der Erschließungsflächen auf die 
im Baugebiet beteiligten Eigentümer. 
 

 
Zu den nachfolgenden Punkten siehe die obenstehenden 
Ausführungen zur Größe und Lage der Baufenster und zur 
geänderten Erschließung des Plangebietes. 

 
Nicht erforderlich 
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- Rücksichtnahme auf das noch bestehende Bestandsgebäude 
auf das Flst. 706, die geplante Straße läuft durch das vorhan-
dene Gebäude. 

 Flst. 706: 
Verschieben des nord-östlichen Baufensters um mind. 3 m nach 
Osten. Dabei wird auf die bestehenden Grenzverhältnisse einge- 
gangen und die geschlossene Wirkung der Bebauung entlang der 
Hardtstraße wird reduziert. Besser wäre auch hier die Garagen- 
baufenster zu verlegen. 

  

 Zeichnerische Darstellung, Legende 
Rote Linie bestehende Flurstücksgrenzen 
 
Hellblaue Linie geplante Baufenster im Entwurf B-Plan 7. Ände-

rung  
 
Dunkelblaue Linie Vorschlag Änderung der Baufenster 
 
Grüne Linie Gebäude Bestand 
 
Schwarze Strichlinie Gebäudeflucht Baufenster West - Bestandsge-

bäude Ost 
 
Braune Strichlinie geplante Straße im Entwurf B-Plan 7. Änderung 
 
Schraffur Ocker Vorschlag neuer Straßenverlauf und bestehende 

Hardtstraße 
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 Nr. 2 
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2.2.    Privat 2, Monika von Pückler, Hardtstr. 72, 88090 Immenstaad, 
(Eingang per Mail am 16.03.2023) 

 […] Als Anlage zu diesem Schreiben erhalten sie fristgemäß fol- 
gende Unterlagen 

  

 1. B-plan Entwurfsplan mit Änderungsvorschlägen im Format DIN 
A 3, Planstand 15.03.2023 

2. Textdatei vom 15.03.2023 mit Angaben zur Planlegende und 
Kommentaren zum Vorschlag Dachaufbauten 

3. Beispielhafte systemische Traufansicht „Hochgeführte Wand“ 
mit Flachdachaufbau, Planstand 15.03.2023 

4. Beispielhafte systemische Planquerschnitte 1 und 2, Plan- 
stand 15.03.2023 

5. Bildbeispiel modernes Wohnhaus mit „Hochgeführter Wand“ 
[...] 

  

 Bitte veranlassen Sie, dass mir der Eingang der Unterlagen bestä-
tigt wird. 
 

  

  

 
 
 

Zu den Änderungsvorschlägen wird auf die Abwägungs-
vorschläge zur Stellungnahme Privat 1 verwiesen. 

Nicht erforderlich 
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Violette Linie                        - bestehende Gründstücksgrenzen 
Hellblaue Linie                     - geplante Baufenster Entwurt 7. Änd. 
Dunkelblaue Linie                - Vorschlag Änderung Baufenster 
Grüne Linie                          - Gebäude Bestand NR. 72,80,86 
                                               (Baugrund) 
Schwarze Strichellinie         - Gebäudeflucht Hilfslinie West-Ost 
Braune Strichellinie             - geplante Straße Urplanung 7. Änd.  
Schraffur Ocker                   - Vorschlag Straße neu mit Rest                                
                                               Urplanung 
Rote Linie                            - Baufenster Garagen 
Orange Linie                        - Vorschlag Stellplätze zu Doppel- 
                                               garagen 
Schraffur Mittelgrau             - Vorfahrtsflächen Garagen 
 
 

  

 2. Vorschlag Dachaufbauten 
Laut B-Planentwurf ist im Planungsgebiet je Baufenster die Errich- 
tung eines Gebäudes mit zwei Vollgeschossen zulässig. Die vor- 
gegebene Dachneigung und die Vorgaben zur Traufhöhe machen 
Dachaufbauten erforderlich. Abweichend zu der üblichen Vorge- 
hensweise traufseitig Dachgaupen zuzulassen, wird vorgeschlagen 
diese explizit auszuschließen. Ersatzweise sollen dafür an den 
Traufen moderne Dachaufbauten mit hochgeführter Traufwand 
zugelassen werden. Die beigefügten Plan- und Bildunterlagen zei-
gen, dass dieser Vorschlag Licht und Luft unters Dach bringt, ohne 
– wie man sonst sieht – das Dach mit riesigen Schleppgaupen zu 
„zerklüften“. Die Länge des zugelassenen Dachaufbaus soll nicht 
auf beiden Traufseiten identisch sein. Zu Licht und Sonne maxima-
le Länge zulassen (siehe beigefügte systematische Traufansicht), 
dafür dann auf der anderen Traufseite z. B. nur einen auf 30 % bis 
40 % der Hauslänge beschränkten Dachaufbau zulassen. Das 
lässt den Planern den Spielraum gute Lösungen zu finden. Die 
Dachflächen oberhalb der Dachaufbauten sind bestens dafür ge-
eignet mit zeitgemäßen Dachaufbauten (Photovoltaik etc.) bestückt 
zu werden. […] 

 
Es wird hierzu, wie auch in den örtlichen Bauvorschriften 
zum Bebauungsplan, auf die Gaupensatzung der Gemein-
de Immenstaad verwiesen. Diese regelt die Zulässigkeit, 
Abmessungen und Ausführungen von Dachaufbauten, 
Dacheinschnitten und Dachfenstern. 

 
Nicht erforderlich 
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 Erforderliche Anpassungen:   
 - Fassade verputzt oder mit Holzschirm, kein Klinker, kein 

Ziegel 
 
 
 
 
 
 

- Dachneigung gem. B-plan 25°-32° 
-  
- Traufseitig keine Gaupen zulassen, sondern großzügige 

Dachaufbauten wie im Bsp. 

In den örtlichen Bauvorschriften ist die Unzulässigkeit von 
glänzenden oder glasierten Materialien sowie von Kunst-
stoff – oder Metallpaneelen festgelegt. Andere Materialien 
sind zulässig, dazu gehören Holz- und Ziegelbauten, aber 
auch Verkleidungen aus Naturstein und Klinker. Diese 
Materialien sind städtebaulich verträglich und führen zu 
einer durchaus gewünschten Gestaltungsvielfalt im Quar-
tier. 
 
Ist in den örtlichen Bauvorschriften so festgelegt. 
 
Siehe oben. 

Nicht erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht erforderlich 
 
Nicht erforderlich 

 Ergebnis:   
 Ruhige intakte Dachlandschaft mit angepassten Proportionen […]   
 
 
 
 
 
 


